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I. Besoldungsrecht 
 
 

1. Erhöhung der Zulagen für Dienst zu ungünstigen Zeiten (DUZ) 
 

Derzeit werden nach § 4 der Landesverordnung über die Gewährung 
Erschwerniszulagen (Landeserschwerniszulagenverordnung - LEZulVO -) 
folgende Zulagen für den Dienst zu ungünstigen Zeiten gewährt: 
 
1. a. Sonn-/Feiertage      4,10 Euro je Stunde 

b. Samstage vor Ostern und Pfingsten 12-20 Uhr 
c. 24. und 31. Dezember wenn nicht Sonntag 12-20 Uhr 
 

2. Samstage (13-20 Uhr)     1,15 Euro je Stunde 
 
3. Sonstige Tage 20-6 Uhr    2,11 Euro je Stunde 

 
Die Zulage für die unter Ziffer 1. b. und c.(12-14 Uhr) genannten Zeiten sowie 
für die unter Ziffer 2 genannten Zeiten sind darüber hinaus noch zu 
versteuern. 
 

 
Auszug aus Vordruck LFF12_DST011_(09/14) von lff-rlp.de 

 
 
Allein die Bundesbeamten erhalten folgende Zulagen: 
1. a.-c. 6,31 Euro (gegenüber dem Land ca. + 54%) 
2.    1,49 Euro (gegenüber dem Land ca. + 30%) 
3.    2,97 Euro (gegenüber dem Land ca. + 41%) 
 
Aus dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder ergeben sich für 
die tariflich Beschäftigten Zulagen in Höhe von 20 bis 35% des Stundenlohns, 
was für die durchschnittliche Besoldung eines Beamten in der 
Besoldungsgruppe A8 Brutto-Zulagen in Höhe von 4,51 Euro bis 7,90 Euro 
bedeuten würde. 
 
Vergleiche mit den Zuschlägen in der freien Wirtschaft würden an dieser Stelle 
zu weit führen, aber ein Blick in andere Tarifverträge wäre sicherlich 
lohnenswert. 
 
Der Dienst zu ungünstigen Zeiten ist nicht nur für den dienst leistenden 
Bediensteten beeinträchtigend. Die gesamte Familie ist in ihrer Lebens- und 
Freizeitplanung eingeschränkt, z.B. wenn der Partner die Kinder betreuen 
muss und seiner eigenen, persönlichen Leidenschaft nicht nachgehen kann. 
Ebenso in der „Familienzeit“ am Wochenende. 
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Sicherlich ist diese Einschränkung jedem und jeder Bediensteten bewusst, 
wenn man sich für unseren Beruf entscheidet, dennoch sollten diese Zeiten 
bewusster und angemessener entschädigt werden. 
 
Neben den familiären und sozialen Belastungen führt der Dienst zu 
ungünstigen Zeiten darüber hinaus nicht selten zu körperlichen und seelischen 
Belastungen bei dem dienst leistenden Bediensteten. 
 
Die vor einige Jahren eingeführte Dynamisierung der Beträge war ein richtiger 
Schritt, dennoch muss als ein weiterer Baustein zur Steigerung der Attraktivität 
eine deutliche Anhebung der Zulagen für den Dienst zu ungünstigen Zeiten 
erfolgen. 

 
 

2. „Gitterzulage“ vom ersten Tag an in voller Höhe 
(LBesG, Anlage 1, Vorbemerkungen zu Landesbesoldungsordnungen A und 
B, II. Stellenzulagen, Nr. 8) 
 
Nach der Änderung des Landesbesoldungsgesetzes durch das Landesgesetz 
zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 2019/2020/2021 wurde die 
Gitterzulage zum 01.01.2020 neu geregelt. 
Bis dahin betrug die Höhe der Gitterzulage 99,51 Euro. Durch die Änderung 
gilt nun nach einer Dienstzeit von drei Jahren eine Zulage in Höhe von 132,69 
Euro. 
Im Landesgesetz zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 2024/2025 
wurden die Beträge erneut angehoben auf nun 135 Euro bzw. 180 Euro. 
Die zu erwerbende Dienstzeit wird unterbrochen durch Elternzeit, sonstige 
Beurlaubung ohne Dienstbezüge sowie die Zeit der theoretischen Ausbildung 
(JVS Wittlich oder FH Bad Münstereifel). Diese Zeit wird den drei Jahren noch 
hinzugerechnet. 
 
In der Begründung zum o.g. Gesetz wird folgendes ausgeführt: 
„Beamtinnen und Beamte bei Justizvollzugseinrichtungen leisten einen 
anspruchsvollen, mit besonderen Gefahren verbundenen Dienst in 
geschlossenen Anstalten bei ständigem Umgang mit straffällig gewordenen 
Personen. Sie sind in besonderen Sicherheitsbereichen tätig, gewährlisten 
dort die Sicherheit und Ordnung und erfüllen Aufgaben der Gefahrenabwehr, 
etwas durch Verhütung oder Unterbindung von Straftaten innerhalb der 
Justizvollzugseinrichtungen oder auch außerhalb bei Aus- und Vorführungen 
von Gefangenen. Ihnen obliegt im Notfall die Ausübung unmittelbarer 
Zwangsmaßnahmen. Körperliche Angriffe auf die Bediensteten der 
Haftanstalten sind insofern ebenso wenig auszuschließen, wie körperliche 
Angriffe auf Polizistinnen und Polizisten. 
 
Nach einer Gesamtschau der Arbeitsbedingungen und Aufgaben ist es folglich 
angezeigt, die Zulage für Beamtinnen und Beamte bei 
Justizvollzugseinrichtungen auf den Höchstbetrag der Zulage für Beamtinnen 
und Beamte des Polizeidienstes perspektivisch anzuheben. Nach einer 
Dienstzeit von drei Jahren ergibt sich für die Justizvollzugsbeamtinnen und – 
beamten mit der Neuregelung folglich eine deutliche strukturelle Erhöhung 
ihrer Stellenzulage von bislang 99,51 Euro auf 132,69 Euro monatlich.“ 
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Diese Begründung ist in großen Teilen zu begrüßen, da sie nahezu 
vollumfänglich die mit dem Beruf des Justizvollzugsbediensteten verbundenen 
Anforderungen und Gefahren abbildet. 
 
Umso unverständlicher ist die zum Ende der Begründung dargestellte 
Staffelung der Gitterzulage. 
 
Die beschriebenen Aufgaben, Anforderungen und Gefahren sind für jeden 
Justizvollzugsbediensteten vom ersten Arbeitstag an gegeben.  
 
Die Gefangenen machen in ihrem Umgang mit den Bediensteten keinen 
Unterschied nach der jeweiligen Dienstzeit. 
 
Durch die Verkürzung der Ausbildungszeit im allgemeinen Vollzugsdienst 
erhöht sich die Zeit mit der geringeren Gitterzulage von 22 Monaten sogar 
noch auf 24 bis 28 Monate nach bestandener Laufbahnprüfung. 
 
Vor diesem Hintergrund fordern wir die Zahlung der „großen“ Gitterzulage vom 
ersten Tag des Dienstverhältnisses an. 
 
Grob geschätzt würden hierdurch Mehrkosten von rund 200.000 Euro in drei 
Jahren entstehen. 
(45 € Differenz zwischen kleiner und großer Zulage x 120 Neueinstellungen 
pro Jahr (geschätzt) x 36 Monate) 

 
 

3. Ruhegehaltsfähigkeit der Gitterzulage 
 

Die Gitterzulage wird für die besonderen Aufgaben und Herausforderungen 
des Berufsbilds der Justizvollzugsbediensteten gewährt. Hierzu wird in der 
Begründung zum Landesgesetz zur Anpassung der Besoldung und 
Versorgung 2019/2020/2021 folgendes ausgeführt: 
 
„Beamtinnen und Beamte bei Justizvollzugseinrichtungen leisten einen 
anspruchsvollen, mit besonderen Gefahren verbundenen Dienst in 
geschlossenen Anstalten bei ständigem Umgang mit straffällig gewordenen 
Personen. Sie sind in besonderen Sicherheitsbereichen tätig, gewährlisten 
dort die Sicherheit und Ordnung und erfüllen Aufgaben der Gefahrenabwehr, 
etwas durch Verhütung oder Unterbindung von Straftaten innerhalb der 
Justizvollzugseinrichtungen oder auch außerhalb bei Aus- und Vorführungen 
von Gefangenen. Ihnen obliegt im Notfall die Ausübung unmittelbarer 
Zwangsmaßnahmen. Körperliche Angriffe auf die Bediensteten der 
Haftanstalten sind insofern ebenso wenig auszuschließen, wie körperliche 
Angriffe auf Polizistinnen und Polizisten. (…)“ 
 
Auch wenn die direkte körperliche und seelische Belastung sicherlich mit 
Eintritt in den Ruhestand endet, so endet die Verarbeitung aller Erlebnisse und 
Belastungen aus dem Beruf niemals. Niemand legt mit Eintritt in den 
Ruhestand alles Bisherige einfach ab. 
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Aus den „Berichten über die Beamtenversorgung“ der Landesregierung der 
vergangenen Jahre wird ersichtlich, dass Beamtinnen und Beamte aus dem 
Bereich Justizvollzuges eine geringere Lebenserwartung haben (2024 mit 79 
Jahren) als andere Beamtengruppen. Hier sind auch alle Laufbahnen der o.g. 
Bereich zusammengefasst, währen die übrige Verwaltung nochmals aufgeteilt 
ist. 
 
Hieran lässt sich zumindest ein Indikator dafür vermuten, dass die physischen 
und psychischen Belastungen des Berufsbildes für eine Verkürzung des 
Lebens stehen. 
 
Daher ist es geboten, die im Dienst erlittenen Belastungen und 
Herausforderungen durch die Ruhegehaltsfähigkeit der Gitterzulage von 
Seiten des Dienstherrn zu honorieren. 

 
 

4. Streichung der Kostendämpfungspauschale 
 
Die Höhe der Kostendämpfungspauschale liegt in Rheinland-Pfalz gestaffelt 
zwischen 100 und 750 Euro pro Kalenderjahr, abhängig von der 
Besoldungsgruppe des jeweiligen Beihilfeberechtigten - § 66 Abs. 5 des 
Landesbeamtengesetzes Rheinland-Pfalz (LBG). 
Erst, wenn ein Staatsbediensteter eine demnach festgelegte Summe aus 
eigener Tasche bezahlt hat, erstattet der Dienstherr anteilig Aufwendungen im 
Krankheitsfall durch Beihilfe. 
In neun Bundesländern gibt es sie nicht (mehr). Das Verhältnis zwischen 
Ländern mit und ohne Pauschalregelung hat sich umgekehrt. 
Die Kostendämpfungspauschale ist ein Nachteil für Beamtinnen und Beamte, 
die über den persönlichen Beitrag zur privaten Krankenversicherung hinaus 
durch die Pauschale im Einzelfall nicht unerheblich belastet werden. 
Dieser Nachteil wirkt nicht gerade wertschätzend und vertrauensbildend, 
sondern wie aus der Zeit gefallen. 
 
Das gilt aus unserer Sicht nicht erst seit der Rücknahme der sogenannten 
Praxisgebühr im Recht der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Der dbb rheinland-pfalz und der BSBD Rheinland-Pfalz sind vielmehr seit 
Einführung stets der Ansicht, dass die Kostendämpfungspauschale 

• gegen die verfassungsrechtlich verankerte Fürsorgepflicht des 
Dienstherrn verstößt, 
• die Nettoeinkommen der Beamtinnen und Beamten, 
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger in bedenklicher Weise im 
Hinblick auf verfassungsrechtliche Alimentationsgrundsätze 
kompromittieren kann und 
• nicht ins Beihilfenrecht gehört. 
 

Beamte und Beamtinnen müssen darauf vertrauen können, dass ihre 
Krankheitskosten regelmäßig durch Beihilfeleistungen und ergänzende private 
Teilversicherungen vollständig gedeckt werden und sie hierfür nicht auf 
andere Teile der Besoldung zurückgreifen müssen, die sie mittlerweile immer 
dringender zur Deckung der täglichen Lebenshaltungskosten einsetzen 
müssen. 
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Belastet man Beihilfeberechtigte mit ursprünglich rein zur 
Haushaltskonsolidierung ersonnenen, zusätzlichen Sparmaßnahmen wie der 
Kostendämpfungspauschale, wirkt sich das sehr negativ aus auf die heute so 
wichtigen Faktoren Nachwuchsgewinnung und Fachkräftesicherung im 
öffentlichen Dienst – und natürlich auf das Dienst- und Treueverhältnis 
zwischen Dienstherrn und Beamten. 
Im Sinne einer übergreifenden Systemgerechtigkeit müsste dagegen auch in 
Rheinland-Pfalz gelten, was zum Beispiel der Hamburgische Gesetzgeber zur 
Begründung der dortigen Abschaffung der Kostendämpfungspauschale 
sinngemäß ausgeführt hat: 
 
„Da zentrale Teile der durch das Gesundheitssystemmodernisierungsgesetz 
für gesetzlich Krankenversicherte eingetretenen Belastungen durch 
Abschaffung der Praxisgebühr im Jahre 2013 und durch Wiedereinführung der 
vollständigen paritätischen Beitragsfinanzierung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung zum 1. Januar 2019 aufgehoben wurden, wurde die 
kalenderjährliche Kostendämpfungspauschale, um die eine zu gewährende 
Beihilfe gekürzt wurde, für ab dem 1. Januar 2020 entstehende 
Aufwendungen gestrichen (Zwölftes Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften vom 19. Dezember 2019, HmbGVBl. 2019, S. 527).“ 
Wo Belastungen entfallen können, sollten sie auch entfallen, insbesondere, 
wenn damit positive Signale an das – auch zukünftige – Personal gesandt 
werden können. 
 
 

5. Erhöhung der Schichtzulage und Zahlung auch für Anwärter 
 

Der § 13 der Landesverordnung über die Gewährung Erschwerniszulagen 
(Landeserschwerniszulagenverordnung - LEZulVO -) regelt die Zulage für 
Wechselschichtdienst und für Schichtdienst. Je nach geleistetem Dienst 
beträgt die Zulage zwischen 35,79 Euro (kleine Schichtzulage) und 102,26 
Euro (Wechselschichtzulage). 
Diese Beträge sind im Grundsätzlichen viel zu niedrig, gemessen an dem Sinn 
und Zweck ihrer Zahlung. 
Darüber hinaus wird im Absatz 4 mit Satz 2 festgeschrieben, dass 
Anwärterinnen und Anwärter keine Schicht- oder Wechselschichtzulage 
erhalten. 
 
Dies ist nicht erklärbar. 
 
Laut § 1 der LEZulVO regelt diese Verordnung „die Gewährung von zur 
Abgeltung besonderer, bei der Bewertung des Amtes oder bei der Regelung 
der Anwärterbezüge nicht berücksichtigter Erschwernisse für Empfängerinnen 
und Empfänger von Dienst- und Anwärterbezügen.“ 
 
Allein hieraus ergibt sich unserer Meinung ein Anspruch der Anwärterinnen 
und Anwärter auf Zahlung einer Schicht- oder Wechselschichtzulage, wenn 
die Voraussetzungen zur Zahlung der Zulage durch die geleisteten Dienste 
erfüllt wurden. 
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6. Anwärtersonderzuschlag – Erhöhung im 2. EA und Einführung 3. EA 
 
Die Anwärterinnen und Anwärter im zweiten Einstiegsamt des Justizvollzugs 
erhalten derzeit zu dem Anwärtergrundbetrag und diversen Zulagen einen 
Anwärtersonderzuschlag in Höhe von 50% des Anwärtergrundbetrages. 
Dieser Anwärtersonderzuschlag wird nach § 59 des 
Landesbesoldungsgesetzes gewährt. Dort steht unter Absatz 1: 
 
„Besteht ein erheblicher Mangel an qualifizierten Bewerberinnen und 
Bewerbern, kann das für das öffentliche Dienstrecht zuständige Ministerium 
Anwärtersonderzuschläge gewähren. Sie dürfen 70 v.H. des 
Anwärtergrundbetrages nicht übersteigen.“ 
 
Die Gewährung in Höhe von 50% für das 2. Einstiegsamt im Justizvollzug ist 
auf einen Schriftwechsel aus den Jahren 2001 und 2002 zwischen dem 
Ministerium der Finanzen und dem Ministerium der Justiz zurückzuführen. 
 
Durch die Erhöhung des Anwärtersonderzuschlages erhalten Anwärterinnen 
und Anwärter vom ersten Tag ihrer Ausbildung an ein höheres und 
attraktiveres Gehalt.  
Der Justizvollzug sucht vorrangig lebensältere und –erfahrene Bewerberinnen 
und Bewerber, die sich aber durchaus schon einen gewissen Lebensstandard 
und Familienstand erarbeitet haben. 
Hier würde die Erhöhung der Anwärterbesoldung eine deutliche 
Attraktivitätssteigerung für unseren Beruf bedeuten. 
 
Die Anwärtersituation im dritten Einstiegsamt für den Justizvollzug ist seit 
vielen Jahren bedenklich. Es finden sich teilweise gerade genug Bewerber für 
die vorhandenen Anwärterplätze. 
Darüber hinaus sind die Anwärter bedingt durch die Strukturierung der 
Ausbildung zweitweise auf eine weitere Wohnung oder sehr weite 
Fahrtstrecken angewiesen, die eine enorme finanzielle Belastung bedeuten. 
Für den Bereich des dritten Einstiegsamtes ist es also auch angezeigt, einen 
Anwärtersonderzuschlag einzuführen. 

 
 

7. Zulage für Beamtinnen und Beamte im medizinischen Bereich 
 

Mit der Tarifeinigung vom 09. Dezember 2023 werden in Abschnitt III. 
(Beschäftigte in der Pflege und in Gesundheitsberufen) unter den Nr. 1 und 2 
Zulagen für Beschäftigte in Pflege und Gesundheitsberufen im Justizvollzug in 
Höhe von 71,96 € eingeführt. 
Hier fordern wir die Übernahme dieser Zulage für alle Beamtinnen und 
Beamten, die in den medizinischen Bereichen in einer Justizvollzugsanstalt 
tätig sind. 
 
In den Justizvollzugsanstalten in Rheinland-Pfalz arbeiten überwiegend und 
richtigerweise ausgebildete Beamte im allgemeinen Vollzugsdienst in den 
medizinischen Bereichen. Die für diesen Bereich notwendige medizinische 
Ausbildung wurde von den Beamtinnen und Beamten entweder schon als 
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Vorbildung „mitgebracht“ oder als Ausbildung während ihrer Tätigkeit im 
Justizvollzug absolviert. 
Zweifellos ist also für die Tätigkeit im medizinischen Bereich einer 
Justizvollzugsanstalt eine über die beamtenrechtliche Ausbildung weitere 
Qualifikation nötig. Der medizinische Dienst ist somit der einzige Fachdienst 
innerhalb einer Justizvollzugsanstalt, der mit Bediensteten aus dem 
allgemeinen Vollzugsdienst besetzt ist. 
Darüber hinaus tragen die dort eingesetzten Kolleginnen und Kollegen eine 
enorme Verantwortung für die Inhaftierten, insbesondere bei Abwesenheiten 
des zuständigen Anstaltsarztes, sofern es überhaupt einen festangestellten 
Arzt in den Justizvollzugsanstalten gibt. 
Auch vor dem Hintergrund, genügend Bewerberinnen und Bewerber für 
diesen Bereich zu rekrutieren ist es also mehr als geboten, dass es für die 
Beamtinnen und Beamten im medizinischen Bereich, wie jetzt auch im 
Tarifvertrag für die medizinischen Fachangestellten, eine entsprechende 
Zulage für die Zeit ihrer Tätigkeit in diesem Bereich gibt. 
 
In diesem Bereich sind ca. 70 Beamtinnen und Beamte beschäftigt, somit 
würde die Einführung dieser Zulage Kosten in Höhe von 60.000 € im Jahr 
verursachen. 

 
 

8. Keine Verrechnung von Schichtzulage und Gitterzulage 
 

Bedienstete im Justizvollzug erhalten für ihre Tätigkeit die sogenannte 
Gitterzulage gem. Nr. 8 der Vorbemerkungen zu den 
Landesbesoldungsordnungen A und B des Landesbesoldungsgesetzes. Nach 
den Voraussetzungen des § 13 der der Landesverordnung über die 
Gewährung Erschwerniszulagen (Landeserschwerniszulagenverordnung - 
LEZulVO -) erhalten die Bediensteten je nach Dienstplan eine Schicht- oder 
Wechselschichtzulage je nach Art in Höhe von 35,79 (kleine Schichtzulage) 
bis 102,26 Euro (große Schichtzulage). 
Gemäß § 13, Abs. 5 der LEZulVO werden diese Zulagen nur zur Hälfte 
gewährt, wenn für denselben Zeitraum Anspruch die sogenannte Gitterzulage 
besteht. 
 
Dies ist nicht erklärbar. 
 
In der Begründung zum Landesgesetz zur Anpassung der Besoldung und 
Versorgung 2019/2020/2021 wird zur Gitterzulage folgendes ausgeführt. 
 
„Beamtinnen und Beamte bei Justizvollzugseinrichtungen leisten einen 
anspruchsvollen, mit besonderen Gefahren verbundenen Dienst in 
geschlossenen Anstalten bei ständigem Umgang mit straffällig gewordenen 
Personen. Sie sind in besonderen Sicherheitsbereichen tätig, gewährlisten 
dort die Sicherheit und Ordnung und erfüllen Aufgaben der Gefahrenabwehr, 
etwas durch Verhütung oder Unterbindung von Straftaten innerhalb der 
Justizvollzugseinrichtungen oder auch außerhalb bei Aus- und Vorführungen 
von Gefangenen. Ihnen obliegt im Notfall die Ausübung unmittelbarer 
Zwangsmaßnahmen. Körperliche Angriffe auf die Bediensteten der 
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Haftanstalten sind insofern ebenso wenig auszuschließen, wie körperliche 
Angriffe auf Polizistinnen und Polizisten.“ 
 
Laut § 1 der LEZulVO regelt diese Verordnung „die Gewährung von zur 
Abgeltung besonderer, bei der Bewertung des Amtes oder bei der Regelung 
der Anwärterbezüge nicht berücksichtigter Erschwernisse für Empfängerinnen 
und Empfänger von Dienst- und Anwärterbezügen.“ 
 
Der Gesetzgeber vermischt hier zwei unterschiedliche Sachverhalte. 
 
Die Gitterzulage wird für den, nach der Gesetzesbegründung auch vom 
Gesetzgeber her gesehenen, anspruchsvollen Dienst in einem schwierigen 
Umfeld. 
 
Die Schichtzulage wird als Erschwerniszulage für das Erschwernis 
Schichtdienst gezahlt.  
Der Schichtdienst ist nicht nur für den dienst leistenden Bediensteten 
beeinträchtigend. Die gesamte Familie ist in ihrer Lebens- und Freizeitplanung 
eingeschränkt, z.B. wenn der Partner die Kinder betreuen muss und seiner 
eigenen, persönlichen Leidenschaft nicht nachgehen kann. Ebenso in der 
„Familienzeit“ am Wochenende. 
 
Es darf keine Verrechnung von Schichtzulage nach der LEZulVO und der 
Gitterzulage nach dem Landesbesoldungsgesetz geben. 

 
 

II. Tarifrecht 
 

1. Besondere Altersgrenze für Beschäftigte im Schichtdienst 
 

Für tariflich Beschäftigte im Justizvollzugsdienst, im Krankenpflegedienst und 
sonstigen Schicht System tätigen Beschäftigten muss die besondere 
Altersgrenze nach §118 Landesbeamtengesetz eingeführt werden. 
Die in der dortigen Begründung, zuletzt noch untermauert durch die 
Einführung der besonderen Altersgrenze für Beamtinnen und Beamte der 
Abschiebehafteinrichtung (Landesgesetz zur Änderung des 
Landesbeamtengesetzes … Artikel 1, Nr. 4) ist uneingeschränkt auch 
übertragbar auf die tariflich Beschäftigten im Schichtdienst in den 
Justizvollzugsanstalten. 
Hier muss das Land Rheinland-Pfalz die Vorreiterrolle übernehmen und 
entsprechende gesetzliche Regelungen anstoßen. 

 
 

III. Der öffentliche Dienst allgemein 
 

1. Angriffsentschädigung 
 

Die Gewalt gegen Beschäftigte oder Beamte des öffentlichen Dienstes nimmt 
immer weiter zu, gleichzeitig nimmt gefühlt die Wertschätzung gegenüber den 
Mitarbeitenden im öffentlichen Dienst ab. 
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„Tagtäglich stehen die Beschäftigten des Landes, die Freiwilligen 
Feuerwehren und der Katastrophenschutz sowie unsere kommunalen 
Mandatsträger mit ihrer Arbeit oder ihrem ehrenamtlichen Einsatz für unser 
Gemeinwesen ein. Sie sind häufiger als andere Gruppen in unmittelbarem 
Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern und in erster Linie von einer 
zunehmenden Verrohung des Alltags betroffen.“ Diese Einschätzung des 
früheren hessischen Innenministers Peter Beuth trifft vollumfänglich auch auf 
die rheinland-pfälzische Situation zu. 
 
Dieser besonderen Stellung der Angehörigen des öffentlichen Dienstes muss 
das Land Rheinland-Pfalz Rechnung tragen und mit der Einführung einer 
Angriffsentschädigung einer gesteigerten Fürsorgepflicht unabhängig von der 
Schwere der Verletzung zusätzlich zu den sonstigen Unfallfürsorgeleistungen 
nachkommen. 
Das Land Hessen hat 2021 eine solche Angriffsentschädigung in Höhe von 
2000 € eingeführt. 

 
 
 


